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Amt der Wiener Landesregierung 

 

Magistratsdirektion der Stadt Wien 

Geschäftsbereich Recht 

Rathaus, Stiege 8, 2. Stock, Tür 428 

1082 Wien 

Tel.: +43 1 4000 82349 

Fax: +43 1 4000 99 82310 

E-Mail: post@md-r.wien.gv.at 

www.wien.at 

 

 

Bundesministerium für 

Wissenschaft, Forschung und 

Wirtschaft 

MDR - 479293-2016-9 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit  

dem das Bundesgesetz gegen den  

unlauteren Wettbewerb 1984 - UWG  

und das Preisauszeichnungsgesetz  

geändert werden; 

Begutachtung; 

Stellungnahme 

 

zu BMWFW-56.121/0002-C1/4/2016 

 

Wien, 28. Juni 2016 

 

 

 

Zu dem mit Schreiben vom 14. Juni 2016 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes 

wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 

Zu Artikel 1: 

 

Bei „virtuellen Märkten“ ist die Identität gesetzwidrig agierender Mitbewerberinnen und 

Mitbewerber oftmals nur schwer feststellbar. Es erscheint daher gerechtfertigt, Plattform-

betreiberinnen und Plattformbetreiber, welche maßgeblich an der Schaffung virtueller 

Märkte beteiligt sind bzw. diese erst ermöglichen und in hohem Maße fördern, auch einen 

Teil der Verantwortung für die von ihnen vermittelten Inhalte zu überbinden. Es wird daher 

angeregt zu prüfen, ob die Aufnahme einer gesetzlichen Bestimmung, die es unter be-

stimmten Voraussetzungen (allenfalls auch der Feststellung derartiger Verstöße im Zuge 

des gerichtlichen Verfahrens) ermöglicht, eine Klage direkt gegen Plattformbetreiberinnen 

und Plattformbetreiber, sofern diese Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften massiv er-

leichtern oder fördern, einzubringen, möglich wäre. 

 

Die Aufnahme einer korrespondierenden Verwaltungsstrafbestimmung, um den Behörden 

ebenfalls eine Handhabung gegen Plattformbetreiberinnen und Plattformbetreiber zu bie-

ten, welche Angebote vermitteln, für welche die erforderlichen Berechtigungen nicht vor-
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liegen oder welche anderen öffentlich-rechtlichen Bestimmungen nicht entsprechen, wäre 

ebenfalls begrüßenswert und würde ein geeignetes Mittel darstellen, um die Rechtssicher-

heit im Bereich der kollaborativen Wirtschaft zu fördern. 

 

 

 Für den Landesamtsdirektor: 

 

 

 

OMR Mag. Andreas Wostri Mag.a Patricia Sylvia Bukovacz, LL.M. 

 Obermagistratsrätin 

 

 

 

Ergeht an: 

1.  Präsidium des Nationalrates 

 

2.  alle Ämter der Landes- 

regierungen 

 

3.  Verbindungsstelle der 

Bundesländer 

 

4.  MA 63 

(zu MA 63 - 263296-16) 

 

mit dem Ersuchen um Weiter- 

leitung an die einbezogenen 

Dienststellen 

 

 

##signaturplatzhalter## 

 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Information zur Prüfung der elektronischen
Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur 
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